Börsengang und Privatisierung der Bahn
Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
als Bürger Ihres Wahlkreises appelliere ich an Ihre Verantwortung, das Ihnen vom Wähler erteilte Abgeordnetenmandat in der anstehenden Entscheidung über die Bahnprivatisierung so auszuüben, dass ich mich als Bürger dieses Gemeinwesens in meinen berechtigten Interessen vertreten fühlen kann. Diese meine Interessen müssen nicht per se übereinstimmen mit den Interessen renditeorientierter finanzkräftiger Minderheiten. Es ist grundsätzlich bedenklich, wenn die Verantwortung für ein der Allgemeinheit dienendes öffentliches Gut aus dem Parlament in Aktionärsversammlungen abwandern soll.
Die z. Zt. waltende Privatisierungsideologie  -  die nicht minder verheerend sein kann als eine in der Vergangenheit mitunter propagierte Verstaatlichungsideologie  -  lässt sich im Falle des Schienenverkehrs am ehesten in ihren Fehlleistungen darstellen, wenn man die diesbezüglichen Verhältnisse in der Schweiz verglicht mit inzwischen eingetretenen englischen Zuständen:
· In der Schweiz gehört die Bahn dem Staat und den Kantonen. Trotz ungünstigster geographischer und klimatischer Bedingungen gibt es dort einen pünktlichen, sicheren, bürgernahen und auch entlegenste Täler bedienenden Bahnservice zu bezahlbaren Fahrpreisen. Dennoch kommt die dortige Bahn mit den europaweit niedrigsten öffentlichen Zuschüssen zurecht. Wen wundert´s, dass die Schweizer pro Kopf doppelt so viel Zug fahren wie die Deutschen!

· In England hat der Bahnkunde nach der Privatisierung zu kämpfen mit ständigen Verspätungen, dem Fehlen eines einheitlichen Fahrkartensystems, mit nicht  aufeinander abgestimmten, z. T. sogar falschen, Fahrplänen sowie mit ständig steigenden Fahrpreisen und einem ausgedünnten Streckennetz. Es häufen sich Schlagzeilen über tragische Unfälle mit Toten und Verletzten. Einigen Strecken musste inzwischen die Lizenz entzogen werden wegen grober Qualitätsmängel und wachsendem Bedarf an staatlichen Zuschüssen.
Sehr geehrter Herr Abgeordneter, noch hat Deutschland am derzeitigen bahnpolitischen Scheideweg die Chance, zwischen dem englischen Desaster und der Schweizer Bahnphilosophie zu wählen. 

Lassen Sie mich daher kurz unter Herausstellung folgender Aspekte an Ihr Umweltbewusstsein und an Ihr gesamtgesellschaftliches Verantwortungsgefühl appellieren:
1. Die geplante Privatisierung / Teilprivatisierung wäre eine beispiellose Verschleuderung eines über Generationen aufgebauten Volksvermögens, wenn ein Wert von mehr als 100 Milliarden Euro für  -  lediglich erhoffte  -  höchstens 10 Milliarden mehr oder weniger verschenkt werden soll. Pro einzelnem Bundesbürger schrumpften somit  ca. 1.250 Euro auf 125 Euro zusammen.
2. Diese Verschwendung wird noch übertroffen durch die Aussicht, dass in den nächsten 15 Jahren mehr als 50 Milliarden Euro Steuergelder als verlorene Zuschüsse für das Netz an den Bahnkonzern fließen sollen  -  jetzt aber ohne Einflussmöglichkeit des Staates und faktisch ohne Chance, nach Ablauf der 15 Jahre eine theoretisch zugestandene Rückübertragung des Netzes finanziell stemmen zu können.

3. Der entstehende Renditedruck auf das Unternehmen von 8 bis 10 Prozent  führt unweigerlich zu verheerenden Kahlschlägen in sozialer und verkehrstechnischer Hinsicht:  Unmittelbar nach Einstieg privater Investoren dürften 9.000 Kilometer des Netzes in Ostdeutschland und in Teilen Bayerns der Stilllegung  zum Opfer fallen, mittelfristig soll gemäß gut informierten Quellen ( vgl. z. B. Verbraucherzentrale Bundesverband) etwa ein Viertel des gerade noch 34.000 Kilometer umfassenden Schienenetzes (mit Bahnhöfen, Liegenschaften, Energietechnik etc.) verschwinden. Dann werden ganze Städte und Regionen vom Schienenverkehr abgehängt sein  -  was teilweise schon angefangen wurde mit der Abschaffung des beliebten und höchst erfolgreichen InterRegio. Insider rechnen mit dem Verlust von weiteren 60.000 bis 80.000 Arbeitsplätzen. 
4. Unweigerlich werden  Wartung und Instandhaltung der Strecken  wie des rollenden Materials zurückgehen  -  mit entsprechenden Folgen für Pünktlichkeit, Sicherheit und Umwelt.

5. Das durch Netzausdünnung zurückgehende Angebot in der Fläche führt zwangsläufig zu einer weiteren Zunahme des seit einigen Jahren durchaus stagnierenden Individualverkehrs auf den Straßen  -  mit entsprechender Belastung der Umwelt und der öffentlichen Haushalte durch endlosen Straßenneubau. 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es könnte einem Tränen der Wut und der Verzweiflung in die Augen treiben, wenn man als einfacher Bürger in Zeiten allgemein geforderten und erforderlichen Kampfes gegen Ressourcenverschwendung und Klimawandel mit ansehen muss, wie ausgerechnet jetzt ein derart kontraproduktives Projekt anscheinend mit allen Mitteln durchgepeitscht werden soll. 
Zu reden wäre außerdem noch von den allmählich ins Unermessliche steigenden Treibstoffpreisen, die für manchen Bürger bald nicht mehr bezahlbar sein werden. Alleine dieser soziale Aspekt zeigt schon, dass die Zukunft der Mobilität mehr und mehr wieder beim öffentlichen Verkehr liegen wird. 
Übersehen Sie daher bitte nicht, dass wir einen Zeitpunkt erreicht haben, wo nicht der Kahlschlag, sondern der massive Ausbau des Bahnverkehrs auf der Agenda stehen muss.
Ich verbinde mit diesem Appell die dringende Bitte, mir Ihren Standpunkt sowie Ihre etwaigen  Bemühungen möglichst bald mitzuteilen.

Mit freundlichen Grüßen
